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Kommunalwahlen sind in der öffentl i-
chen Wahrnehmung nicht gerade die
wichtigsten Wahlen. Die Bürgerinnen
und Bürger sind der Meinung, dass al-
le wichtigen, sie betreffende Angele-
genheiten im Land- oder Bundestag
entschieden werden.Jedoch kommen
wir tägl ich mit Angelegenheiten in Be-
rührung, welche durch Kommunalpo-
l itik geregelt werden, sei es der Gehweg
vor dem Haus, die Fahrt mit den öf-
fentl ichen Verkehrsmitteln oder dass
Wasser aus dem Wasserhahn. Das und
vieles mehr ist die Aufgabe der Kom-
munalpol itik. Aus diesem Grund werden
den Gemeinden auch im Grundgesetz
besondere Rechte eingeräumt. „Den
Gemeinden muss das Recht gewähr-
leistet sein, al le Angelegenheiten der
örtl ichen Gemeinschaft im Rahmen
der Gesetze in eigener Verantwortung
zu regeln.1 “ (Art. 28, 2 GG)

In den letzten fünf bzw. sechs Jahren
haben sich unsere Kommunalpol itiker,
sei es im Kreistag, in den Stadt- und
Gemeinderäten sowie in den Ort-
schafträten für unsere Forderungen
eingesetzte, haben Bürgerinnen und
Bürgern geholfen und versucht, in ih-
rem Einflussbereich etwas Soziales zu
erreichen und dafür danken wir ihnen.

Als Kandidatinnen und Kandidaten für
die Kreistagswahl traten 41 Kandi-
daten bei der Kreiswahlversammlung
an. Bei der Aufstel lung der Kandida-
tinnen und Kandidaten wurde sehr auf
Fachkompetenz geachtete. Besonders
im Kreistag ist es wichtig, dass spezi-
el le Themen von kundigen Kreisräten
bearbeitet werden können. Von den
Kreistagskandidatinnen- und Kandid-
aten sind annähernd zur Hälfte noch
keine Kreisräte und mehrere unter 35
Jahren.

Auch das Kreistagswahlprogramm
stand auf der Tagesordnung. Zu der
Mitgl iederversammlung im November
letzten Jahres wurde der Startschuss
für das Kreistagswahlprogramm gege-
ben. Gemeinsam sammelten wir The-
men. Dorothea Wolff und Volker Mieth
übernahmen die Aufgabe, die ganzen
Punkte in einen Entwurf zu bringen.
So konnte Ende Dezember in verschie-
denen Gremien Änderungen vorge-
nommen werden. Ab Anfang Januar
hatten die Genossinnen und Genossen
die Mögl ichkeit, Änderungen einzu-
bringen und auch während der Ver-
sammlung konnten noch Änderungen
eingebracht werden. Es wurde darauf
geachtet, dass keine Bundes- und Lan-

desthemen, sondern wirkl iche The-
men für den Kreistag aufgenommen
wurden. Das Programm ist, im Ver-
gleich zu anderen Papieren des Lan-
desverbandes Sachsen, relativ kurz
gehalten. So können wir die WählerIn-
nen in einer kurzen und verständl ichen
Form über unsere Forderungen infor-
mieren. Das Programm wurde mit
großer Mehrheit beschlossen und wird
in Kürze veröffentl icht werden.

Zusätzl ich konnten wir auf der Ver-
sammlung Stadträte; Gemeinderäte
und Ortschaftsräte nominieren. Für
die größeren Städte und Gemeinden,
finden die Versammlungen in den je-
weil igen Ortsverbänden statt.

Der Kreisverband ist nun mit einem
sehr guten Programm und vielen Kan-
didatInnen für die Kommunalwahl ge-
wappnet.

Janina Pfau - Mechelgrün
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VOGTLÄNDER GEDACHTEN DER OPFER DES NS-REGIMES
Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus im Vogtland

Am 27. Januar, dem vom Bundesprä-
sident Roman Herzog ausgerufenen
Gedenktag für die Opfer des National-
sozial ismus, fanden im Vogtlandkreis
drei Gedenkveranstaltungen statt. Auf
dem Falkensteiner Friedhof fand sich
eine kleine Gruppe Kreistagsabgeord-
neter der Linkspartei sowie der Bür-
germeister von Falkenstein und der
CDU-Kreisvorsitzende ein. Die Zweite
Beigeordnete des Landrates, Annel ie-
se Ring, sprach zu den Anwesenden
bewegende Worte des Gedenkens. Der
Landrat selber nahm - wie immer -
nicht teil .

In Plauen waren der Einladung des
Oberbürgermeisters über 25 Bürger
gefolgt und legten Blumen und Krän-
ze am Gedenkstein nieder. Unter ih-
nen auch Mitgl ieder der Vereinigung
der Verfolgten des Naziregimes mit ei-
nem großen Kranz. OB Ralf Oberdor-
fer erinnerte an die zahl losen Opfer
des Holocaust, darunter auch sehr vie-
le jüdische Bürger der Stadt Plauen.

Auf dem Friedhof im Treuen l iegen
neun jüdische Frauen begraben, die
im Frühjahr 1 945 auf Weißensander
Flur nach einem Todesmarsch, der
vom KZ Groß-Rosen kam, tot aufge-
funden wurden. Hier fanden sich am
Nachmittag des 27. Januar vierzig
Treuener Bürger zusammen. Der zwei-
te Bürgermeister, Manfred Puschmann,
begrüßte die Anwesenden und sprach
über die Verantwortung, welche sich
aus der Geschichte auf uns überträgt.
Er verurteilte die verabscheuungswür-
digen Verbrechen des „Nationalsozia-
l istischen Untergrunds“, gestand
Verfahrensfehler bei der verbotenen
Genehmigung des Treffens der NPD-
Jugendorganisation in Zobes ein und
versicherte, dass sich solches nicht
wiederholen werde.

Peter Giersich als Vertreter eines der
Opferverbände, der VVN-BdA, erinner-
te an die soziale Breite al l Derer, die
dem NS-Regime von 1 933 bis 1 945
zum Opfer fielen. Und meinte, viele

der Gedenkenden vergäsen, wer den
Krieg und seine Folgen auslöste, wer
Verursacher war und schuldig an al-
len Kriegstoten. Es sei nicht wahr, dass
der biedere Bürger nicht in der Lage
war, das Unrecht der Faschisten zu er-
kennen. Er hatte miterlebt, wie Ge-
schäfte boykottiert wurden,
Unschuldige geschlagen wurden, durch
die Straßen getrieben und verschleppt
wurden.

Pfarrer Jan-Peter Becker von der evan-
gel ischen Gemeinde erinnerte an die
Mil l ionen verhungerten Menschen, die
der Leningrader Blockade durch die
deutsche Wehrmacht zum Opfer fie-
len. Wir sind nicht schuldig für die Ver-
brechen unserer Eltern und Großeltern,
aber wir haben durch die Geschichte
eine besondere Verantwortung. Hu-
manität, Menschl ichkeit und Barmher-
zigkeit, Toleranz sind Gebote, die
zutiefst in der christl ichen Lehre ver-
wurzelt sind.

Die Teilnehmer, unter denen sich auch
der Lengenfelder Bürgermeister Vol-
ker Bachmann befand, legten Gebin-
de und zahlreiche Blumen am Grab
der jüdischen Frauen nieder, welche
mit der Inschrift mahnt: Den Toten die
Lorbeer, den Lebenden die Pfl icht.

Peter Giersich - Auerbach/V.

stellv. Bürgermeister Manfred Puschmann (SPD) beim Ablegen eines Gebindes für die Stadt Treuen
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ALLES LERNEN, NICHTS VERGESSEN
Liebknecht-Luxemburg-Ehrung in Falkenstein
Traditionel l fanden sich Mitte Januar
wieder zahlreiche Menschen auf dem
Falkensteiner Carolaplatz ein, um der
vor 95 Jahren ermordeten Arbeiterfüh-
rer Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht zu gedenken. Eine Bläsergruppe
aus Auerbach gab der Veranstaltung
einen würdigen Rahmen.

Eröffnet wurde die Stunde mit der Re-
zitation eines Gedichtes von Erich Käst-
ner. Der Heimathistoriker Peter
Giersich, Sprecher des Landesverban-
des Sachsen der VVN-BdA, erinnerte
an die klaren und mutigen Worte von
Rosa Luxemburg, mit denen sie in der
bekannten Junius-Broschüre die Ne-
belvorhänge von Patriotismus und Va-
terlandsl iebe, die Lügen von
Vaterlandsverteidigung und ehrenhaf-
ten Soldatentum zerriss. Sie nannte
die Dinge beim Namen. Sie schrieb
vom Massenschlachten, vom Mas-
sensterben an den Fronten, von den

Riesenprofiten der Kriegsindustrie und
den raffgierigen Kriegsgewinnlern beim
Geschäft mit dem Tod, von den wah-
ren Ursachen dieser Menschheitska-
tastrophe und auch vom Versagen der
deutschen Sozialdemokratie.

Der Erste Weltkrieg wirkte als „Urka-
tastrophe“ des 20. Jahrhunderts, als
gewaltiger Kulturbruch, der sich bis in
die Gegenwart auswirkt. Die mühsam
in den vorhergehenden Jahrzehnten
gewachsene zivil isatorische Kruste
zerbrach, Gewalt wurde selbstverständ-
l ich, und so wurden al le anderen Kon-
fl ikte in der Folge offen oder verdeckt
ausgetragen.

Die al ltägl iche Gewalt in der Gesel l-
schaft führte in Deutschland und an-
deren Ländern zum Faschismus und
führte auch in einen deformierten So-
zial ismus. Sie führte zum Zweiten Welt-
krieg und zur massenhaften,

industriel len Vernichtung von Mil l io-
nen Menschen. Und die Gewalt, Mord
und Totschlag dauern bis in unsere
Gegenwart an.

Der Redner zitierte die Worte Karl Lieb-
knechts: „Die Feinde des Volkes rech-
nen mit der Vergessl ichkeit der Massen
- wir setzen dieser Spekulation entge-
gen die Losung: Al les lernen, nichts
vergessen!“. Damit verwies er auf die
große Rol le von Bildung und Aufklä-
rung, auf die Bedeutung von Wissen
über gesel lschaftl iche und geschicht-
l iche Zusammenhänge und Hintergrün-
de.

Zum Abschluss der Veranstaltung leg-
ten der Ortsvorstand Göltzschtal der
LINKEN und zahlreiche Teilnehmer ein
Gebinde und Blumen an dem Gedenk-
stein für Karl Liebknecht nieder.

Ernst Schwarzbach - Auerbach/V.

Wahlkreis 1
1 . Klaus Schumann
2. Ulrich Wenzel
3. Lars Legath

Wahlkreis 2
1 . Waltraud Klarner
2. Katharina Pfeffer
3. Gunter Boßert
4. Steven Warg

Wahlkreis 3
1 . Dieter Heyne
2. Monika Bauch
3. Winfried Kummer

Wahlkreis 4
1 . Martin Mailach
2. Rainer Stöhr

Wahlkreis 5
1 . Janina Pfau
2. Longin Ritter
3. Ines Mothes
4. Renate Lauer
5. Jens Uhlmann

Wahlkreis 6
1 . Volker Mieth
2. Gertraude Reichstein
3. Rainer Tuma

Wahlkreis 7
1 . Uda Hartmann
2. Hermann Seidel
3. Horst Schubert
4. Matthias Umlauf

Wahlkreis 8
1 . Karsten Pippig
2. Thomas Höl lrich
3. Henry Ruß
4. Sigrid Mann

Wahlkreis 9
1 . Christian Arndt
2. Jürgen Jahn
3. Wolfgang Netzsch

Wahlkreis 1 0
1 . Uta Seidel
2. Wolfgang Hinz
3. Hardy Neumann

Wahlkreis 1 1
1 . Michaele Wohlrab
2. Petra Rank
3. Ronald Dietel
4. Lotar Huberty

Wahlkreis 1 2
1 . Agnes Descher
2. Dagmar Baumgärtel
3. Carola Rohloff-Soares

LISTENAUFSTELLUNG DIE LINKE KREISTAGSWAHL 2014
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ZUKUNFT BRAUCHT THEATER UND ORCHESTER
auch in Plauen!
Am 1 6.Januar 201 4 hatte ich ein über-
wältigendes Theater-Erlebnis in Plau-
en: Das Theater war fast bis auf den
letzten Platz besetzt von Menschen,
die sich um dessen Zukunft sorgen.
Die Theaterfreunde bangen erneut um
ihre Spielstätte. Die Zukunft ihres pro-
duzierenden Fünfspartentheaters steht
auf dem Spiel . Klar wurde das mit der
Ankündigung des Oberbürgermeisters,
dass ab 201 5 die Stadt Plauen für das
Theater nicht mehr 3,4 Mio. EURO auf-
bringen kann. Nur 2 Mio. EURO könn-
ten im Haushalt zukünftig für das
Theater Plauen-Zwickau eingestel lt
werden

Diese Kürzung, würde sie vol lzogen,
hätte katastrophale Folgen: Sowohl
die Stadt Zwickau als auch der Kultur-
raum zahlten dann anteil ig weniger.
Das bedeutet das Aus für die traditi-
onsreiche Bühne.

Nicht nur das Theater Plauen-Zwickau
leidet unter der Finanznot der Kom-
munen. Immer wieder hören wir, dass
Kunst und Kultur die ersten Opfer bei
der Suche nach Geldeinsparungen
sind. Sachsens Theater und Orches-
ter leiden an einer strukturel len Un-
terfinanzierung. Angesichts der akuten
finanziel len Schwäche der Kommunen
stel lt sich die Frage der Theater- und
Orchesterstrukturen und ihrer Finan-
zierung im Freistaat dringl icher denn je.

Weil die Landesmittel für die Kultur-
räume in ihrer Höhe gesetzl ich fest-
geschrieben sind, die Personal- und
Sachkosten für die Theater und Orche-

ster aber steigen, müssen die Kom-
munen diese Kosten übernehmen.
Dazu sind sie aber häufig nicht in der
Lage. Mit Haustarifverträgen haben
im vergangenen Jahrzehnt die Schau-
spieler, Musiker und Sänger mit einem
bitteren persönl ichen Verzicht die
Spielstätte gesichert.

DIE LINKE hält angesichts der realen
Gefahr, dass weitere Einsparungen
den Bestand der Orchester und Thea-
ter bedrohen, eine inhaltl iche Zusam-
menarbeit zwischen dem Freistaat,
den Kulturräumen und den Trägern der
Theater und Orchester für dringend

geboten, die auf der Basis eines ge-
meinsamen Konzeptes für die Orche-
ster- und Theaterlandschaft in Sachsen
langfristige Planungssicherheit schafft
und sie aus der Abhängigkeit von kurz-
fristigen Entscheidungen auf kommu-
naler und regionaler Ebene befreit. Es
darf auf keinen Fal l weiter am Einkom-
men der Künstler gekürzt werden, die

mit ihrer Arbeit einen unverzichtbaren
Bildungsbeitrag für Kinder und Jugend-
l ichen leisten und unser Leben berei-
chern. Es ist eine Schande, dass ein
Schauspieler des Theaters Plauen-
Zwickau nach 38 Bühnenjahren eine
Rente bekommt, die 50 Euro unter der
Armutsgrenze l iegt. Auch das erfuh-
ren wir am 1 5. Januar.

Kultur ist eine Pfl ichtaufgabe, zu de-
ren Erfül lung eine ausreichende Finan-
zierung durch den Freistaat gehört.
Die vogtländischen Landtagsabgeord-
neten sind in der Pfl icht, sich dafür in
Dresden einzusetzen. Wenn das für

das Theater parteiübergreifend gelän-
ge, wären die richtigen Lehren aus
dem Kampf um die Hochschule Rei-
chenbach gezogen worden!

MdL Andrea Roth - Tannenbergsthal

NEIES VON DR META
Vorische Woch ho iech mich driber gemacht, den neien Abfal lwechweiser firs Vuchtland ze studiern und de Marken
fir ne gelben Sack, ne Abfal lkiebel und fir de Blaue Tonne nei mein neien Kalenner fir 201 4 eizeklebn. Iech ho ne
Kalenner drei mol durchgeblättart, aber s woarn kaane Marken ze finne. Ham se weeng e paar Pfeng aa nuch des
eigespart. Dabei woar des de ganzen Jahre schee und mr wusst jeden Monat, wann woas und wo abgholt werd.

Mr kennt zer Sau wern, woas die itze al les firn Mist fabriziern un sich mit dem Seeng von de EVV- Oberschten, ne
Vuchtlandferscht un ne Plauischen Oberberschermaaster erlaum kenne. Wenn se ner beim Hortenneibau un beim
Plauischen Rathaus so sparn tätn, aber do werd es Geld zen Fenster neusgeschmissn.

Dann wol lt iech wenischtes lesen, wenn nu de Säck, de Kiebel uns Papier abgholt wern. Do ho iech fei ganz schee
bleed geglotzt un gemerkt, dass des kaa varständl ische Sach worn ist. Iech glaab des Zeich ze versteh, hätt mr aa
de hehere Techterschul nischt genitzt, denn mei Nachbar, dr Paul , der frieher Schul lehrer woar, hot aa nischt von
dem Krempl begriffen und un hot den Abfal lwechweiser schaa lengst nei de blaue Tonne geschmissen, denn dort
gehehrt setter Mist hie!

Dieter Riedler - Leubnitz

Theater in Plauen
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Die „erfolgreichste“ Fußballmannschaft
der Welt kann diese sein, da sie gna-
denlos - egal, wo auf der Welt - die best-
ausgebildesten Talente aufkauft. Und
wer kann schon leicht zu verdienen-
dem Geld widerstehen. Natürl ich wird
dabei auch in heimischen Gefilden ge-
wildert, und im Sommer trifft es den
polnischen Profi Lewandowski nicht ge-
gen seinen Wil len. Das Geld dafür, so-
weit es ehrenhaft erschachert wurde,
ist vorhanden. Und es wird nicht un-
nütz für die massenhafte Förderung
des eigenen Nachwuchses eingesetzt,
der dann eventuell vor Vollreife von an-
deren Akteuren oder Spähern einge-
heimst wird. Der Erfolg wird ganz
einfach eingekauft.

Auch die andere AG holt sich die bes-
ten Talente anderswo her. Und macht
das genauso unverfroren. Ob mit Green-
Card oder anderen Spezial isten-Deals.
Das sichert einen hohen eigenen Stan-
dard der Gesundheits- betreuung oder
den Exportüberschuss durch Abhän-
gigkeit von „made in germany“. Daran
partizipieren wir al lerdings al le hier.

Es fehlen Fachkräfte angeblich, gut aus-
gebildete, junge schon. Die Kranken-
häuser und Pflegeeinrichtungen kommen

längst nicht mehr ohne nichtdeutsche
Fachkräfte aus. Wer aber kümmert sich
europaweit um die Daheimgebliebenen?

Der Dacia-Autobauer aus Rumänien
wird natürl ich l ieber bei VW in Mosel
arbeiten. Wer aber baut uns dann die
für Deutsche preiswerteren Fahrzeuge
bei Dacia, Skoda oder Seat? Noch gibt
es die perfide Möglichkeit, rumänische
oder polnische Autobauer in die deut-
schen Stammwerke abzuordnen. Der
Lohn bleibt der Zehnte des Heimatlan-
des, wodurch auch noch Sozialbeiträ-
ge gespart werden. Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit bekommt eine interna-
tional(istisch)e Dimension!

Nichtdeutsche Spezial isten sind hier
gern gesehen, so sie ein Jahreseinkom-
men von 50.000 oder 30.000 EURO
nachweisen können; für eine befriste-
te Zeit, versteht sich. Wohin dann mit
al l den deutschen Staatsbürgern, die
ein solches Einkommen in der AG
Deutschland nur sozial erträumen kön-
nen? Wem kann die AG Deutschland
die Auslagerung von bezahlter Arbeit
aufbürden?

In einer hessischen Großstadt wurde
durch das zuständige Sozialamt fest-

gestel lt, dass zunehmend ausländische
Bürger den deutschen Obdachlosen die
wärmeren Plätze des nachts wegneh-
men. Da muss man sich tatsächlich im
Interesse der eigenen Obdachlosen für
ein größeres Angebot einsetzen! Das
ist menschenverachtender Zynismus
in Reinkultur oder das zähneknirschen-
de Anerkennen von Armut, ohne etwas
tatsächlich dagegen zu tun.

Der Ministerpräsident sieht durch den
Mindestlohn die Arbeitsplätze in Sach-
sen gefährdet. Sind das tatsächlich
dann solche, die al lesamt ohne Aufsto-
ckung ein selbstbestimmtes Leben ge-
währleisten? Hier lügt sich der von ihm
vertretene Staat in die eigene Tasche,
aus der er letztl ich sogar Missmanage-
ment überregionaler Unter- nehmen
subventioniert.

Soweit einige Anmerkungen zu den bei-
den Aktiengesellschaften. Hoffentl ich
kommt nicht noch Streit in der GroKo
dadurch auf, dass die ostdeutsche CDU-
Gruppe im Bundestag einen Mangel im
Koalitionsvertrag feststel lt: Es gibt un-
terschiedliche Diäten für Ost und West.
Oder nicht?

RonaldWandel - Oberlungwitz

SICHERUNG DER MACHT DURCH AKTIENGESELLSCHAFTEN
„Deutschland“ und „FC Bayern“

EHEMALIGE SACHSEN-LB WIRD IMMER TEURER
Die sächsische Landesregierung rech-
net wegen ihrer ehemal igen Landes-
bank offenbar mit dem Schl immsten.
Finanzminister Georg Unland (CDU)
hat sich schon 201 0 darüber hinaus
ermächtigen lassen, weitere Kredite
bis zu einer Höhe von rund 1 ,8 Mrd.
Euro aufnehmen zu dürfen. Wer dach-
te, es wird schon nicht so schl imm
werden, unterl iegt einem großen und
für den Steuerzahler teuren Irrtum.

Wenn man plötzl ich für die maßlose
Geldgier der aus dem Westen 1 990
eingeflogenen Westbanker mehr Geld
ausgeben muss, dann muss man an
anderer Stel le sparen. Wie dieses Spa-
ren aussieht, müssen wir Bürger
schmerzl ich am eigenen Leibe erfah-
ren. Gespart wird bei der Pol izei, den
Hochschulen, bei den Lehrern (201 4
erhöht sich die Zahl der Klassen mit
mehr als 28 Schülern auf 69!! in Sach-
sen), bei den Kita- Betreuungsschlüssel .

Dabei hat das Ministerium massiv
Dienstleistungen von externen Wirt-
schaftsprüfern und Anwälten in An-
spruch genommen. Nach Informationen
waren zeitweil ig bis zu 24 (!! ! ) externe
Beratungsunternehmen für den Frei-
staat tätig. Man sol lte davon ausge-
hen, dass ein Finanzministerium in der
Lage ist, die wesentl ichen Fragen sel-
ber zu bearbeiten und zu entscheiden.
Es ist eine Flucht aus der Verantwor-
tung, wenn man teure Berater einstel l t.
Dieser unfähige Finanzminister, der
nicht in der Lage ist, den Finanzsaustal l
auszumisten, hat sich wahrl ich den
Schleudersachsen verdient. Sage und
schreibe 44 Mil l ionen Euro kamen al-
lein für diese Aufarbeitung des Sach-
sen-LB Debakels zusätzl ich auf den
Steuerzahler zu.

Die bisherige Bilanz zur Sachsen-LB
ist ein Scherbenhaufen für Herrn Um-
land. Wenn er schon für externe Be-

rater so tief in die Honorar-Kasse greift,
dann muss doch am Ende auch etwas
dabei heraus kommen. Für die 44 Mio.
Euro al lein an Beratergebühren hätte
man die notwendige Sanierung der
Hochschule Reichenbach viermal l (! ! ! )
finanzieren können.

Während die Architekturstudenten Rei-
chenbach verlassen müssen und Sach-
sen den Rücken kehren, genießt der
Hauptverantwortl iche des Desasters,
der damal ige Finanzminister und ehe-
mal ige Ministerpräsident Georg Mil-
bradt seine mehr als auskömmliche
Pension.

Dieter Riedler - Leubnitz
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AZUBIS UNMITTELBAR IM
ARBEITSPROZESS
Auszubildende werden immer stärker
im unmittelbaren Arbeitsprozess ein-
gesetzt. Von 2000 bis 2007 (neuere
Daten l iegen nicht vor) stieg die Zeit,
in der Auszubildende am Arbeitsplatz
einfache Arbeitstätigkeiten ausführen
mussten, um 25 Prozent auf 47 Tage
im Jahr, die der Fachkräftetätigkeiten
sogar um 64% auf 53 Tage. Dies geht
aus einer Anfrage der Bundestagsfrak-
tion DIE LINKE an die Bundesregie-
rung hervor.

Insbesondere in den ersten beiden
Lehrjahren sind die produktiven Ein-
satzzeiten deutl ich angestiegen. Infol-
ge dessen werden Auszubildende, die
beim Einsatz im Unternehmen eigent-
l ich eine umfassende Berufsausbil-
dung erhalten sol len, immer stärker
in die Wertschöpfung der Unterneh-
men eingebunden. Die in Deutschland
von Auszubildenden erwirtschafteten
durchschnittl ichen Erträge stiegen von
7.900 Euro im Jahr 2000 auf 1 1 .692
Euro im Jahr 2007 - das ist ein Anstieg
von 48%. Im Jahr 2007 überstiegen
die durchschnittl ich von den Auszubil -
denden erwirtschafteten Werte das
erste Mal die für sie anfal lenden Per-
sonalkosten. Sie lagen bei 1 23%, nach
noch 95% im Jahr 2000. Zieht man die
Gesamtkosten heran, die durchschnitt-
l ich für Auszubildende aufgewendet
werden, dann erwirtschaften die Aus-
zubildenden im Schnitt inzwischen
77% ihrer Ausbildungskosten selbst.

Auszubildende werden oft zu ausbil-
dungsfremden Tätigkeiten herangezo-
gen. Nicht wenige geben an,
Überstunden machen zu müssen. Das
zeigen die Ausbildungsberichte der
Gewerkschaften. Es muss sicherge-
stel l t werden, dass Auszubildende nicht
als bil l ige Arbeitskräfte missbraucht
werden und die eigentl iche Berufsaus-
bildung auf der Strecke bleibt.

Auch wenn der Einzelhandel sicher-
l ich nicht die einzige Branche mit Pro-
blemen in der Berufsausbildung ist, so
zeigt sich hier doch: Vergleichsweise
geringe Bruttokosten der Ausbildung
stehen hohen, von den Auszubilden-
den erwirtschafteten Erträgen, gegen-
über. Beim Kaufmann im Einzelhandel ,
als dem am häufigsten gewählten Aus-

bildungsberuf, erwirtschaften die Aus-
zubildenden bereits 80% der
Gesamtkosten der Ausbildung. Beim
Fachverkäufer im Lebensmittelhand-
werk übersteigen die von den Auszu-
bildenden erwirtschafteten Erträge
sogar die Ausbildungskosten um 50%!
Die Bundesregierung räumt konkret
zu diesem Fal l ein: „Die hohen Ausbil -
dungserträge können deshalb erwirt-
schaftet werden, weil die
Auszubildenden bereits zu Ausbil-
dungsbeginn für eine Vielzahl der an-
fal lenden Arbeiten - und zwar oft auch
bereits für schwierige Aufgaben - ein-
gesetzt werden können.“

Wie aus der Anfrage weiter hervor
geht, wird mehr als jeder zehnte Aus-
bildungsvertrag im Einzelhandel abge-
schlossen. Über 1 60.000 junge
Menschen erlernten im vergangenen
Jahr einen Beruf im Einzelhandel , zwei
Drittel davon Frauen. Einen Hinweis
auf die dort nicht selten schwierige
Ausbildungssituation geben auch die
vergleichsweise hohen Auflösungs-
quoten. Über al le Ausbildungsberufe
hinweg werden 24% der Ausbildungs-
verträge aufgelöst, bei den Verkaufs-
berufen des Einzelhandels l iegen die
Quoten oft bei 30% oder mehr.

Das Berufsbildungsgesetz sieht nach
Paragraph 1 die Vermittlung der not-
wendigen berufl ichen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten vor. Oft
hapert es aber an der Umsetzung. Die
Industrie- und Handelskammern sol-
len die Qual ität der Ausbildungsbetrie-
be überwachen, sind aber zugleich
Interessensvertretung der Wirtschaft.
Diese Doppelfunktion ist problema-
tisch. Wenn es dazu noch in den Be-
trieben keine Betriebsräte oder Jugend-
und Auszubildendenvertretungen gibt,
ist viel Freiraum da für einen ausbil-
dungsfremden Einsatz der Auszubil-
denden und ihr Missbrauch als bil l ige
Arbeitskraft. H ier muss etwas gesche-
hen. Wir brauchen mehr Interessen-
vertretungen der Beschäftigten in den
Unternehmen und mehr und bessere
Kontrol len der Ausbildungsbetriebe.

MdB Sabine Zimmermann - Königswalde

DAUERBRENNER:
ANGEMESSENE
KOSTEN DER UN-
TERKUNFT
Sandro Tröger hat in der letzten Aus-
gabe des LINKEN BLICKs auf ein
wichtiges Problem aufmerksam ge-
macht: auf die Bestimmung der An-
gemessenheitswerte der Kosten der
Unterkunft (KdU) für Hartz IV-Betrof-
fene. Die KdU sind Ländersache, Trä-
ger sind die kreisfreien Städte und
die Kreise. Sandro bemängelt zu
Recht, dass im Landkreis Zwickau al-
lein die Landkreisverwaltung die KdU-
Richtwerte festlegt und die Mitgl ie-
der des Sozial- und Gesundheits-
ausschusses ledigl ich über die Erar-
beitung informiert werden.

Das Problem: Sächsische Landkreis-
ordnung (LKO) und Sächsische Ge-
meindeordnung (GemO) stel len klar:
Die Hauptorgane der Kreise und Städ-
te sind deren Kreis- und Stadträte.
Logischerweise müssten die wich-
tigsten Vorschriften für eine rechts-
konforme Umsetzung der KdU-Para-
graphen im SGB I I - die KdU-Ange-
messenheitswerte gehören zwei-
felsohne dazu - von ihnen beschlossen
werden. Die meisten Kreise handha-
ben das bisher auch so. Al lerdings
gibt es keine Rechtsvorschrift, die
die Zuständigkeiten exakt regelt,
selbst im "Sächsischen Gesetz zur
Ausführung des Sozialgesetzbuches"
finden wir dazu keine Aussage.

Orientieren wir uns weiter an Land-
kreis- und Gemeindeordnung. In §
24 der Landkreisordnung ist zu lesen:

„Der Kreistag legt die Grundsätze
für die Verwaltung des Landkreises
fest und entscheidet über al le Ange-
legenheiten des Landkreises“

„Der Kreistag überwacht die Ausfüh-
rung seiner Beschlüsse und sorgt
beim Auftreten von Missständen in
der Kreisverwaltung für deren Besei-
tigung durch den Landrat.“

Die Gemeindeordnung legt fast wört-
l ich Entsprechendes für die Stadträ-
te fest.
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Recht so! So hatte ich gedacht. Nun
endl ich geht` s ihnen an den blüten-
weißen Kragen, diesem moral ischen
Lumpenpack, die in ihrer maßlosen
Gier unseren Staat nach Strich und
Faden besch.. . , na gut: beschummeln.
Sie wissen schon: Ihren Wohnsitz in
die „Steueroasen“ verlegen, am deut-
schen Fiskus vorbei. Nach Liechten-
stein, Monaco, Österreich gar, die
Schuhmacher, Becker, Beckenbauer
und Konsorten.

Oder, wie der Hoeneß Ul i, die Mil l io-
nen in die Schweiz. . . Und als dann al-
les heraus und die Selbstanzeige zu
spät kam, öffentl ich scheinbar reue-
vol l Krokodilstränen weinte. Hatte sich
auch noch erwischen lassen, der Ul i.
Der selbsternannte Vorzeige- und Sau-
bermann des deutschen Profi-Fuß-
bal ls. Gespendet hatte er doch für
soziale Zwecke aus dem recht ordent-
l ichen Gewinn seines fränkischen Brat-
wurst-Imperiums. Was dann al lerdings
doch eher zu vergleichen ist mit dem
Sozialempfinden jenes Mannes, der
etl iche Stiegen teuersten Weines ge-

stohlen hatte - sein soziales Gewissen
dann al lerdings solcherart erleichter-
te, indem er die leeren Flaschen groß-
zügig für bedürftige Sammler neben
den Abfal lcontainer stel l te.

Ja, ja, der Ul i. Wird schon eher gl impf-
l ich als schimpfl ich davon kommen in
unserem Rechtsstaat. Hat er doch bes-
te Anwälte und Beziehungen. Ist ja
schl ießl ich kein „Hartzi“, der ein paar
Euro, nebenbei verdient, dem Amt
nicht gemeldet hat.

Nun aber sol l es selbst ihnen - ach,
wie bitte? Liege ich falsch? Eben die
sind doch gar nicht gemeint? Um die
anderen geht es bei den Sozialtouris-
ten, die sich auf unser al ler Kosten
„durchschmarotzen“ wol len? Um je-
ne, die aus Afrika ihrer Not, ihrem
Elend entfl iehen, in der Hoffnung auf
ein besseres Leben im Wohlstands-
Europa. Das letzte Hab und Gut ver-
äußern für die Überfahrt in oft seeun-
taugl ichen und überladenen Booten.
Oft genug mit Endstation Meeresgrund.
Oder, fal ls das rettende Ufer glückl ich

erreicht - als unerwünscht der Armut
und Hoffnungslosigkeit einer egoisti-
schen Wohlstandsgesel lschaft erbar-
mungslos ausgel iefert. Besser dran
dann doch jene aus den osteuropäi-
schen inzwischen der EU zugehörigen
Ländern. Gesuchte Fachkräfte - Aka-
demiker zumal bis hin zu den Bil l iglöh-
nern, bereit für jede Arbeit, notfal ls
oft genug auch „schwarz“ und ohne
soziale Absicherung. Sozialtourismus
- ach, so war das gemeint.

Da habe ich dann wohl doch etwas
durcheinander gebracht. Obgleich -
die Schumacher, Becker, die Becken-
bauer und Hoeneß fahren nicht in der
Touristenklasse. Eher dann wohl in der
Luxus-XXL und drüber. Ich hätte es
wissen sol len, nehme es nachträgl ich
umso bitterer zur Kenntnis. Man lernt
halt nie aus.

Jürgen Böhm - Schöneck

ALLERHÖCHSTPEINLICHE VERWECHSLUNG
„Sozialtourismus“ Unwort des Jahres

Die Bestimmung der angemessenen
Höhe der KdU zählt mit Sicherheit zu
den Angelegenheiten des Landkrei-
ses, müsste also zur Entscheidungs-
befugnis der Räte gehören. Zudem
wurde in vielen Gerichtsurteilen die
Fehlerhaftigkeit bisheriger KdU- An-
gemessenheitswerte festgestel lt. H ier
l iegen also sogar Missstände vor, für
deren Beseitigung die Räte sorgen sol-
len.

Das muss bedeuten: Die Räte sind in
die Entscheidungsprozesse einzube-
ziehen, sie müssen kontrol l ieren, ob
in den Verwaltungsvorlagen die rele-
vanten Rechtsvorschriften, nämlich
die Forderungen des „schlüssige Kon-
zepts“ des Bundessozialgerichtes vom
22.9.2009 (B4 AS 1 8/09 R), umge-
setzt wurden, und sie haben auf Kor-
rekturen zu bestehen, fal ls sie Mängel
erkennen.

Besonders die Linksfraktionen in den
Räten der Landkreise und der kreis-
freien Städte sol lten diese Aufgabe
als wichtigen pol itischen Auftrag an-
nehmen: Hier ist es mögl ich, auch als
Minderheitsfraktion Änderungen durch -

zusetzen und damit eingreifende Po-
l itik zu praktizieren zum Wohl von
sozial Benachteil igten. Das setzt vor-
aus, dass l inke Räte von Kreisen und
kreisfreien Städten durchsetzen, dass
die Mietwerterhebungen zur Ermitt-
lung der KdU-Angemessenheitskos-
ten in der Kompetenz der Räte bleiben
bzw. Behandlung und Beschlussfas-
sung den Räten übertragen wird.

Dabei geht es nicht nur um Rechts-
schutz für Hartz-IV-Empfänger. San-
dro schreibt: „Eine fundierte

Erarbeitung (der Angemessenheits-
werte für die KdU - D.W.) war und ist
vor al lem notwendig, um unnötige Aus-
einandersetzungen vor Sozialgerich-
ten zu vermeiden. Erstens im Interesse
der Betroffenen und zweitens im In-
teresse der Steuerzahler, denn jeder
Prozess vor einem Sozialgericht bin-
det personel le Kräfte im Jobcenter . . .
und verursacht Kosten.“

Dr. Dorothea Wolff - Auerbach
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INTERESSANT?!
Al lein im Jahr 201 2 hat die Bundes-
wehr 1 21 6 freiwil l ig Wehrdienstleis-
tende und Zeitsoldaten unter 1 8
Jahren eingestel lt. Im großen Stil wur-
den 1 6-jährige Mädchen und Jungen
angeschrieben und auch Bewerbun-
gen von 1 6- und 1 7-Jährigen entge-
gengenommen. Die Bundeswehr
verzeichnete zum 1 0. Juni 201 3 al-
lein 48 Bewerber im Alter von 1 6 Jah-
ren, die bereits an einer Taugl ich-
keitsuntersuchung teilgenommen
hatten. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung auf eine Kleine An-
frage der Fraktion DIE LINKE hervor.
UNICEF, terre des hommes und
amnesty international bezeichnen
"al le Kämpfer und deren Helfer, die
unter 1 8 Jahre alt sind" als "Kinder-
soldaten".

red.

»Kreuz & Quer«
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EINLADUNG
ZUR

KREISWAHL
VERSAMMLUNG

zur
Landtagswahl

22. Feb. 201 4
1 0:00 Uhr

WIR GRATULIEREN
allen Leserinnen und Lesern, d ie im

Februar ihren Geburtstag feiern können.
Unsere besonderen Grüße gehen an jene,
d ie ein rundes Jubiläum erreichen oder

über 80 Jahre jung werden:

Werner Zäbisch Mylau 02. Feb.
Erna Walter Plauen 05. Feb.
L. Varga Plauen 08. Feb.
Käte Rennwanz Plauen 1 0. Feb.
Henry Ruß Reichenb. 1 1 . Feb.
Lora Dietzsch Reichenb. 1 3. Feb.
Jörg Tidow Plauen 1 3. Feb.
M. Orscheschek Treuen 1 4. Feb.
Rudolf Reinhart Weißensand 1 5. Feb.
Gerda Huberty Plauen 1 8. Feb.
Heinz Luft Plauen 1 9. Feb.
Heinz Schulze Rodewisch 23. Feb.
Erika Helbig Plauen 24. Feb.
Hella Günzel Bad Elster 25. Feb.
Waltraud Scholz Plauen 27. Feb.
H. Schubert Lengenfeld 27. Feb.
Inge Schneider Rodewisch 29. Feb.

Wir wünschen allen eine gute
Gesundheit, viel Freude im Alltag und
die Erfüllung all ihrer Wünsche!

Landgasthof und Pension
Waldeck

Wetzelsgrün 26, 08233 Treuen

WETTE BRACHTE
15.000 EURO FÜR
DIE KINDER VON
KUBA
Ja, meine Weihnachts-Wette zuguns-
ten der Kinder von Kuba war am Jah-
resende gelaufen. Aber meine
Wettpartnerin, die "Unternehmerin mit
dem linken Herzen" war noch im Ur-
laub. Und die wol lte doch noch auf-
runden. Also musste ich mit der
Verkündigung des Ergebnisses noch
ein wenig warten. Aber dann kam sie,
hörte sich das Spendenergebnis an,
küsste mich vor Freude ganz heftig
und legte noch mal 600 Euro auf dem
Tisch. Und schwupps stand das End-
ergebnis fest: Die Wette hatte 1 5.000
Euro für die "roten Rotznasen" in Ku-
ba gebracht. Rund 500 Spender und
Spenderinnen hatten mitgemacht.

Herzl ichen Dank an al le, die das Wort
"Sol idarität hil ft siegen" noch ernst-
genommen haben. Die Spenden sind
inzwischen bei "Cuba Si" in Berl in ge-
landet und werden vorn dort in drei
ober vier Sol i-Projekten mit Kindern
(unter anderem die Landschule auf
der Rinderfarm in Jaibo) eingesetzt.
Und l iebe Mitmacher und Mitmache-
rinnen, seid gewiss: Die nächste Wet-
te kommt bestimmt.. .

Herzliche Grüße aus Wülfrath
Klaus H. Jann

Judengasse oder jüdischer
Bürgermeister
Im Vogtlandboten Januar 201 4, auf
der Seite 5, ist dem Autor ein Verse-
hen unterlaufen. Es gab im Mittelal-
ter in Plauen keinen jüdischen
Bürgermeister. Friedrich Weiß, der
zweimal Bürgermeister war, wohnte
in der Judengasse. Das war auch kein
abgesperrter, verrufener Stadtwinkel .

Waltraud Schmidt - Rößnitz

EINLADUNG
ZUR

WAHL-
VERSAMMLUNG

zur
Kommunalwahl

Plauen

08. Feb. 201 4
1 0:00 Uhr

Haus Vogtland, Plauen




